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Amtlicher Teil 

 
Beschluss-Nr. 269/2019 
 

Entgeltordnung für die Umladung und Entsorgung von Abfällen ab 2020 für Direktanlieferer 
 

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Brandenburgische 
Kommunalverfassung – BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286)  und § 9 Abs. 1 und 6 des 
Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 06.06.1997 (GVBl. I S. 40) – in den 
jeweils geltenden Fassungen -  hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an der Havel in 
ihrer Sitzung vom 27.11.2019 folgende Entgeltordnung für die Umladung und Entsorgung von Abfällen ab 2020 
für Direktanlieferer beschlossen: 
 
§ 1  Entgeltgegenstand 
 
Für die Umladung und Entsorgung von Abfällen gemäß § 2 sind Entgelte nach Maßgabe dieser Entgeltordnung 
zu entrichten. 
 
§ 2  Entgelte 
 
(1)  Es werden folgende Entgelte erhoben: 
 

AVV-Nr. Abfallart Entgelt in 
€/t 

20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 111,31 
20 03 07 Sperrmüll 116,17 
17 02 03 Kunststoffe 111,31 
17 09 04 gemischte Bau- und Abbruchabfälle 116,17 
 sonstige behandlungsbedürftige Abfälle 111,31 

 
(2) Abweichend von Abs. 1 werden für die Anlieferung geringer Abfallmengen folgende Mindestentgelte 

erhoben: 
 

1. Anlieferung auf dem Wertstoffhof Brandenburg an der Havel: 
 

AVV-Nr. Abfallart Entgelt unter 100 kg 
Abfallgewicht 

20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 5,64 
20 03 07 Sperrmüll 6,34 
17 02 03 Kunststoffe 5,64 
17 09 04 gemischte Bau- und Abbruchabfälle 6,34 
 sonstige behandlungsbedürftige Abfälle 5,64 

 
2. Anlieferungen im Recyclingpark Brandenburg an der Havel: 

 
AVV-Nr. Abfallart Entgelt unter 200 kg 

Abfallgewicht 
20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 11,13 
20 03 07 Sperrmüll 11,61 
17 02 03 Kunststoffe 11,13 
17 09 04 gemischte Bau- und Abbruchabfälle 11,61 
 sonstige behandlungsbedürftige Abfälle 11,13 

 
 Bei Anlieferung mit Fahrzeugen über einem Gesamtgewicht von 7,5 t oder mit einer Gesamtlänge von 

über 9 m erfolgt die Verwiegung der Abfälle über die LKW-Waage im Recyclingpark Brandenburg an der 
Havel. 

 
(3) Für die Entsorgung von teerhaltiger Dachpappe mit einer Kantenlänge von maximal 50 X 50 cm und frei 

von Anhaftungen (170303* Kohlenteer und teerhaltige Produkte) wird folgendes Entgelt erhoben: 
 

AVV-Nr. Abfallart Entgelt in €/t 
17 03 03* teerhaltige Dachpappe 678,31 
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(4) Abweichend von Abs. 3 werden für die Anlieferung geringer Mengen teerhaltiger Dachpappe folgende 
Mindestentgelte erhoben: 

 
1. Entgelt unter 100 kg Abfallgewicht bei Anlieferung auf dem Wertstoffhof Brandenburg an der Havel: 

33,91 € 
 

2. Entgelt unter 200 kg Abfallgewicht bei Anlieferung im Recyclingpark Brandenburg an der Havel: 
67,83 € 

 
§ 3  Entgeltpflichtige 
 
Entgeltpflichtig sind alle Anlieferer von Abfällen nach § 2. Eine Ausnahme hiervon bilden die von der Stadt 
Brandenburg an der Havel beauftragten Dritten im Rahmen der Haus- und Sperrmüllentsorgung sowie die 
Anlieferer von Sperrmüll in haushaltsüblichen Mengen (2-mal pro Jahr) auf dem Wertstoffhof. 
 
§ 4  Bemessungsgrundlage 
 
Das Entgelt wird nach dem verwogenen Gewicht abzüglich des verwogenen Leergewichtes bemessen.  
 
§ 5  Entgelterhebung und Fälligkeit 
 
Das Entgelt entsteht mit Anlieferung des Abfalls an der Entsorgungsanlage und wird zu diesem Zeitpunkt fällig. 
Dieses ist bei der Anlieferung bar zu entrichten. Auf dem Wertstoffhof kann ab 10,00 € mit einem elektronischen 
Bezahlsystem das Entgelt entrichtet werden. 
 
§ 6  In-Kraft-Treten 
 
Die Entgeltordnung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
Soweit Funktions- und Statusbezeichnungen in der männlichen Form aufgeführt sind, gelten diese gleichermaßen 
für Frauen und Männer. 
 
Brandenburg an der Havel, den 28.11.2019 
 
gez. Steffen Scheller 
Oberbürgermeister 

 
- - - - - 

 
Beschluss-Nr. 270/2019 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung der  
Stadt Brandenburg an der Havel (Abfallgebührensatzung) 

 
Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Brandenburgische 
Kommunalverfassung – BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286),  § 9 Abs. 1 des Brandenburgischen Abfall- 
und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 06.06.1997 (GVBl. I. S. 40)  und  der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG)  vom 31.03.2004 (GVBl. I S. 174) – in den jeweils 
geltenden Fassungen -  hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an der Havel in ihrer 
Sitzung vom 27.11.2019 folgende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung der Stadt 
Brandenburg an der Havel (Abfallgebührensatzung) beschlossen: 
 

§ 1 Gegenstand 
 
(1)  Die Stadt erhebt Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen 

Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Brandenburg an der Havel. Dies gilt nicht für die Abnahme von 
Abfällen von Direktanlieferern an der Umladestation im Recyclingpark bzw. am Wertstoffhof, August-
Sonntag-Straße 3, 14770 Brandenburg an der Havel. Für diese wird ein Entgelt auf der Grundlage der 
Entgeltordnung für die Umladung und Entsorgung von Abfällen in der jeweils gültigen Fassung erhoben. 

 
(2)  Die Gebühren ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen und dem dieser Satzung als Anlage 

beigefügten Gebührentarif. Der in der Anlage beigefügte Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 2 Bemessungsgrundlage 
 
(1)  Die Gebühr für die Behältergestellung, das regelmäßige Einsammeln, den Transport, die Umladung und 

Entsorgung von Abfällen wird nach der Anzahl und  der Größe der aufgestellten Abfallbehälter, der Art 
der Abfälle und der Häufigkeit der regelmäßigen Abfuhren bemessen. 

 



 4

(2)  Die Gebühr für die Behältergestellung, das Einsammeln, den Transport, die Umladung und Entsorgung 
von Abfällen, die in Abfallbehältern größer 1,1 m³ Fassungsvermögen gesammelt werden, wird nach der 
Größe und der Anzahl der gestellten Behälter, der Dauer der Gestellung der Behälter, der Anzahl der 
Aufstellungen und der Anzahl der Abfuhren der Behälter, der Anzahl des Austausches der Behälter, 
nach dem Gewicht der entsorgten Abfälle sowie nach der Abfallart bemessen. Wird anlässlich der Abfuhr 
eines Behälters ein neuer Behälter aufgestellt, handelt es sich um den Austausch eines Behälters. 

 
(3)  Die Gebühr für die Annahme am Wertstoffhof, die Behandlung, Verwertung oder  Beseitigung von 

gefährlichen Abfällen in geringen Mengen von mehr als 50 kg pro Anlieferung und bis maximal 2.000 kg 
pro Jahr wird nach dem Gewicht und der Abfallart erhoben. Gleiches gilt für gefährliche Abfälle in 
geringen Mengen von bis zu 50 kg pro Abfallbesitzer oder –erzeuger, sofern solche mehr als zweimal 
pro Jahr am Wertstoffhof abgegeben werden. 

 
(4)  Die Gebühr für die Gestellung des blauen Abfallsackes, das Einsammeln, den Transport, die Umladung 

und Entsorgung für vorübergehend mehr anfallenden Abfall wird nach der Anzahl der vorübergehend 
mehr benötigten Abfallbehälter (blauer Abfallsack) bemessen. 

 
Die Gebühr für die Gestellung des transparenten Laubsackes, das Einsammeln, den Transport, die 
Behandlung, Verwertung oder Beseitigung für vorübergehend mehr anfallenden Grünschnitt und Laub 
wird nach der Anzahl der vorübergehend mehr benötigten Abfallbehälter (transparenter Abfallsack) 
bemessen. 

 
(5)  Für die Bemessung der Gebühr nach Abs. 1 und Abs. 4 ist es unerheblich, ob und in welchem Umfang 

die aufgestellten Abfallbehälter bei ihrer Leerung im Einzelfall gefüllt sind. Im Fall des Abs. 1 ist zudem 
unerheblich, wie viele der aufgestellten Abfallbehälter im Einzelfall zu entleeren waren. Unberücksichtigt 
bleibt auch, ob und in welchem Umfang sperrige sowie wiederverwertbare Abfälle zur Abfuhr gegeben 
wurden. 

 
 (6) Die Gebühr für das Bio-Vorsortiergefäß zur Getrennthaltung von Bioabfällen in der Wohnung wird pro 

Stück erhoben. 
 
(7) Die Gebühr für die Sonderleerung von Abfallbehältern für Abfälle zur Verwertung gemäß § 9 Abs. 8 der 

Satzung über die Abfallentsorgung der Stadt Brandenburg an der Havel wird nach der Anzahl, der Größe 
und der Abfallart der falsch befüllten Abfallbehälter erhoben. 

 
§ 3 Gebührenpflichtige 

 
(1)  Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der öffentlichen Abfallentsorgung 

Eigentümer des Grundstücks ist, von dem der Abfall entsorgt wird. 
 
(2)  Ist für das Grundstück ein Erbbauberechtigter bestellt, so tritt an die Stelle des Grundstückseigentümers 

der Erbbauberechtigte. Ist für das Grundstück ein Nießbrauch bestellt, so tritt an die Stelle des 
Grundstückseigentümers der Nießbraucher. Ist für das Grundstück ein sonstiges zum Besitz eines 
Grundstücks berechtigendes dingliches Recht bestellt, so tritt an die Stelle des Grundstückseigentümers 
der dinglich Berechtigte. 

 
(3)  Ist für ein Grundstück kein Eigentümer, Erbbauberechtigter, Nießbraucher oder sonst dinglich 

Berechtigter zu ermitteln, so ist gebührenpflichtig der Verfügungs- oder Nutzungsberechtigte. 
 
(4)  In den Fällen der Inanspruchnahme des blauen Abfallsackes, des transparenten Laubsackes, der 

Abfallbehälter größer 1,1 m³, der Abgabe gefährlicher Abfälle in geringen Mengen gemäß § 2 Abs. 3 und 
der Entgegennahme eines Bio-Vorsortiergefäßes ist gebührenpflichtig der Leistungsempfänger.  

 
(5)  Sind mehrere Personen für die gleiche Leistung gebührenpflichtig, haften sie als Gesamtschuldner. 
 

§ 4 Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht für die Restabfallbehälter und die Biotonnen entsteht erstmals mit dem Ersten eines 

Monats, der auf die Bereitstellung der Abfallbehälter auf dem betreffenden Grundstück durch die Stadt 
folgt. Auf Verlangen des Gebührenpflichtigen kann die Gebührenpflicht zum Ersten des Monats erfolgen, 
in dem der Restabfallbehälter bzw. die Biotonne aufgestellt wird, sofern der Gebührenpflichtige in dem 
Monat bereits Leistungen der Abfallentsorgung in Anspruch nehmen möchte. Danach entsteht die 
Gebührenpflicht mit Beginn eines jeden folgenden Kalenderjahres. 

 
Die Gebührenpflicht für den blauen Abfallsack, den transparenten Laubsack und das Bio-Vorsortiergefäß 
entsteht mit dem Erwerb. 
 
In den Fällen der Abgabe gefährlicher Abfälle in geringen Mengen gemäß § 2 Abs. 3 entsteht die 
Gebührenpflicht mit der Abgabe der Abfälle am Wertstoffhof. In den Fällen der Inanspruchnahme von 
Abfallbehältern größer 1,1 m³ entsteht die Gebührenpflicht mit dem Aufstellen der Behälter. 
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Die Gebührenpflicht für die Sonderleerung von Abfallbehältern für Abfälle zur Verwertung entsteht mit 
der Sonderleerung.  
 

(2)  Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Anschlusspflicht für das Grundstück 
entfällt. Voraussetzung ist die Abmeldung der Abfallbehälter nach § 8 Abs. 5 der Satzung über die 
Abfallentsorgung der Stadt Brandenburg an der Havel und die Bereitstellung der Abfallbehälter zur 
Abholung.  

 
(3)  Die Gebührenpflicht für die Restabfallbehälter bei vorübergehend genutzten Grundstücken und für die 

Saison-Biotonnen bezieht sich auf den Zeitraum vom 01.04. bis 30.09. eines jeden Kalenderjahres. Im 
genannten Zeitraum entsteht die Gebührenpflicht erstmals mit dem Ersten eines Monats, der auf die 
Bereitstellung der Abfallbehälter auf dem betreffenden Grundstück durch die Stadt folgt. Auf Verlangen 
des Gebührenpflichtigen kann die Gebührenpflicht zum Ersten des Monats erfolgen, in dem der 
Abfallbehälter aufgestellt wird, sofern der Gebührenpflichtige in dem Monat bereits Leistungen der 
Abfallentsorgung in Anspruch nehmen möchte.  

 
Die Gebührenpflicht für die Restabfallbehälter bei vorübergehend genutzten Grundstücken endet mit 
Ablauf des Monats, in dem die Anschlusspflicht erlischt.  
 
Im Übrigen gilt § 4 Abs. 2 Satz 2 entsprechend.  
  

(4)  Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit dem Zeitpunkt der Rechtsnachfolge 
auf den neuen Gebührenpflichtigen über. 

 
(5)  Wird die Abfallentsorgung aus von der Stadt nicht zu vertretenden Gründen bis zu einem Monat 

unterbrochen oder bis zu drei Monaten eingeschränkt, so besteht kein Anspruch auf 
Gebührenermäßigung. 

 
§ 5 Erhebungszeitraum 

 
(1)  Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehen der Gebührenpflicht während eines 

Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 
 
(2)  Der Erhebungszeitraum für die Restabfallbehälter bei vorübergehend genutzten Grundstücken und die 

Saison-Biotonnen wird auf den Zeitraum vom 01.04. bis 30.09. eines jeden Kalenderjahres festgelegt 
und bei Entstehen der Gebührenpflicht im Laufe des Zeitraumes vom 01.04. bis 30.09. auf den  Restteil 
dieses Zeitraumes.  

 
§ 6 Fälligkeit der Gebührenschuld 

 
(1)  Die Gebühr für die Restabfallbehälter und die Biotonnen wird durch Bescheid festgesetzt. Soweit im 

Gebührenbescheid nicht ein späterer Fälligkeitstermin angegeben ist, wird die Jahresgebühr in 
Teilbeträgen jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des Jahres fällig. Im Falle der Saison-
Abfallbehälter gem. § 4 Abs. 3 Satz 1 wird die Gebühr in Teilbeträgen jeweils zum 15.05. und 15.08. des 
Jahres fällig. Der Gebührenbescheid kann mit einem Bescheid über andere Gemeindeabgaben 
verbunden werden. 

 
(2)  Entsteht die Gebührenpflicht für die Restabfallbehälter und die Biotonnen erstmals im Laufe des 

Kalenderjahres bzw. im Falle der Saison-Abfallbehälter erstmals nach dem 01.04. eines Jahres gilt 
Absatz 1 Satz 2 und 3 mit der Maßgabe, dass der erste Teilbetrag nicht vor Ablauf von einem Monat 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig wird.  

 
(3)  Die Gebühr für die Inanspruchnahme der Abfallbehälter mit einem Fassungsvermögen von mehr als 1,1 

m³ wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(4)  Die Gebühr für die Abgabe gefährlicher Abfälle in geringen Mengen gem. § 2 Abs. 3 wird mit der 

Verwiegung der Abfälle auf dem Wertstoffhof fällig. 
 
(5)  Die Gebühr für die Inanspruchnahme des blauen Abfallsackes, des transparenten Laubsackes und des 

Bio-Vorsortiergefäßes wird jeweils mit dem Erwerb fällig. 
 
(6) Die Gebühr für die Sonderleerung von Abfallbehältern für Abfälle zur Verwertung wird einen Monat nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
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§ 7 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft.  
 
Soweit Funktions- und Statusbezeichnungen in der männlichen Form aufgeführt sind, gelten diese gleichermaßen 
für Frauen und Männer. 
 
 
Anlage zu § 1 Abs. 2 und § 2 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung  der 
Stadt Brandenburg an der Havel  
(Abfallgebührensatzung). 
 

Gebührentarif           
 

Die Gebührensätze betragen: 
 
 
1. Jahresgebührensätze für Restabfallbehälter:  
 
1.1 Entsorgungsrhythmus 14-tägig 
 
a:   60 l Rauminhalt        57,65 € 
 
b:   80 l Rauminhalt                    76,11 € 
 
c: 120 l Rauminhalt                   113,30 €       
 
 
1.2 Entsorgungsrhythmus 1 x wöchentlich     
 
a:   240 l Rauminhalt                457,06 € 
 
b: 1.100 l Rauminhalt                           2.101,28 € 
 
 
1.3 Entsorgungsrhythmus 2 x wöchentlich     
 
a:   240 l Rauminhalt               921,08 € 
 
b: 1.100 l Rauminhalt                                        4.228,75 € 
 
 
2. Gebührensätze für Restabfallbehälter für vorübergehend genutzte Grundstücke (01.04. bis 30.09.): 
 
2.1 Entsorgungsrhythmus 14-tägig 
 
a:   60 l Rauminhalt      31,03 € 
 
b:   80 l Rauminhalt                  40,66 € 
 
c: 120 l Rauminhalt                 60,07 €       
 
 
2.2 Entsorgungsrhythmus 1 x wöchentlich 
 
a:  240 l Rauminhalt    234,72 € 
 
b: 1.100 l Rauminhalt              1.081,87 € 
 
 
2.3 Entsorgungsrhythmus 2 x wöchentlich     
 
a:  240 l Rauminhalt                              466,73 € 
 
b: 1.100 l Rauminhalt              2.145,60 € 
 
 
3. Jahresgebührensätze der Biotonne für kompostierbare Abfälle : 
 
Entsorgungsrhythmus 14-tägig  
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a:   60 l Rauminhalt                  42,29 € 
 
b: 120 l Rauminhalt                  82,58 € 
 
 
4. Gebührensätze der Saison-Biotonne für kompostierbare Abfälle (01.04. bis 30.09.): 
 
Entsorgungsrhythmus 14-tägig  
 
a:   60 l Rauminhalt      22,14 € 
 
b: 120 l Rauminhalt      42,29 € 
 
 
5. Gebührensätze für vorübergehend mehr anfallenden Abfall: 
 
5.1: Blauer Abfallsack        2,74 €/Stück 
 
5.2: Transparenter Laubsack       1,00 €/Stück 
 
 
6. Gebührensätze für die Entsorgung von Abfallbehältern größer 1,1 cbm Fassungsvermögen 
 
Die Gebühr setzt sich wie folgt zusammen: (alle Angaben als Brutto) 
 
 Miete 

pro 
Behälter 
und Tag 

Kosten für 
Aufstellung 
eines 
Behälters 

Kosten 
für 
Abfuhr 
eines 
Behälters 

Kosten für 
Austausch 
eines 
Behälters 

Kosten für 
Umladung und 
Entsorgung für 
Sperrmüll oder 
gemischte 
Bau- und 
Abbruchabfälle 

Kosten für 
Umladung und 
Entsorgung für 
gemischte 
Siedlungsabfälle 
und sonstige 
Abfälle 

2,5 m³  
Absetzkipper 
mit Deckel 

 
1,55 € 

 
126,42 € 

 
126,42 € 

 
126,42 € 

 
102,85 €/t   
Mindestgebühr: 
10,28 €* 

 
97,99 €/t, 
Mindestgebühr: 
9,79 €* 

7 m³  
Absetzkipper 
mit Deckel 

 
1,97 € 

 
126,42 € 

 
126,42 € 

 
126,42 € 

 
102,85 €/t, 
Mindestgebühr: 
10,28 €* 

 
97,99 €/t, 
Mindestgebühr: 
9,79 €* 

10 m³  
Absetzkipper 
mit Deckel 

 
2,19 € 

 
126,42 € 

 
126,42 € 

 
126,42 € 

 
102,85 €/t, 
Mindestgebühr: 
10,28 €* 

 
97,99 €/t, 
Mindestgebühr: 
9,79 €* 

* Die Mindestgebühr gilt bei Anlieferung eines Abfallgewichtes unter 200 kg. 
 
Wird anlässlich der Abfuhr eines Behälters ein neuer Behälter aufgestellt, handelt es sich um den Austausch 
eines Behälters. 
 
 
7. Gebührensätze für die Sonderleerung von Behältern für Abfälle zur Verwertung 
 
a: 60 l Biotonne        20,08 € 
 
b: 120 l Biotonne      20,66 € 
 
c: 240 l Papiertonne      23,04 € 
 
d: 1.100 l Papiertonne     35,72 € 
 
 
8. Gefährliche Abfälle in geringen Mengen von mehr als 50 kg pro Anlieferung und bis maximal 2.000 kg im 
Jahr und gefährliche Abfälle von bis zu 50 kg pro Abfallbesitzer oder -erzeuger, sofern solche mehr als zweimal 
pro Jahr am Wertstoffhof abgegeben werden. 
 
Abfallartenspezifische Gebührensätze für gefährliche Abfälle aus privaten Haushalten und Kleinmengen aus 
anderen Herkunftsbereichen: 
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Abfallart* Abfallschlüssel* 
 

Gebühr (€/kg)  
 

Verpackungen, die gefährliche Stoffe enthalten 
(z. B. Spraydosen mit schädlichen Restinhalten) 

150110* 4,19 
 

Aufsaug- und Filtermaterialien (feste fett- und 
ölverschmutzte/ölhaltige Betriebsmittel) 

150202* 2,02 

Gebrauchte anorganische Chemikalien, die gefährliche 
Stoffe enthalten 
Feuerlöscher 

160507* 7,23 

Gebrauchte organische Chemikalien, die gefährliche Stoffe 
enthalten 
 

160508* 7,23 

Lösemittel 200113* 2,40 

Säuren 200114* 4,06 

Laugen 200115* 4,06 

Fotochemikalien 200117* 2,15 

Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, 
Pestizide 

200119* 7,23 

quecksilberhaltige Abfälle z. B. Fieberthermometer 200121* 13,19 

Altfarben und –lacke nicht ausgehärtet 
Farben, Druckfarben, Klebstoffe, die gefährliche Stoffe 
enthalten 

200127* /080111* 2,15 
 

Dispersionsfarben, nicht ausgehärtet 200128  /080112 2,15 

Reinigungsmittel, die gefährliche Stoffe enthalten 200129* 2,78 

Arzneimittel, Altmedikamente 
 
 

200132 
 
 

2,02 

zytotoxische / zytostatische Arzneimittel 200131* 4,06 

* gefährliche Abfälle 
 
 
9. Gebührensatz für den Erwerb eines Bio-Vorsortiergefäßes:  3,00 €/Stück 
 
Brandenburg an der Havel, den 28.11.2019 
 
gez. Steffen Scheller 
Oberbürgermeister 

 
- - - - - 
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Beschluss-Nr. 285/2019 
 

Neunte Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Brandenburg an der Havel über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren  

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 
 
Auf der Grundlage der §§ 3,12 und § 28 Abs. 2 S.1 Ziff.9 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286) und § 49 a des 
Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  28.07.2009  (GVBl. I 
S. 358)  i. V. m.  §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. 03. 2004 (GVBl. I S. 174), jeweils in der bei Erlass dieser Satzung 
geltenden Fassung, hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an der Havel in ihrer Sitzung 
am 27.11.2019 folgende Neunte Satzung  zur Änderung der Satzung der Stadt Brandenburg an der Havel über 
die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung der Stadt Brandenburg an der Havel über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 30.11.2009 (veröffentlicht im 
Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel Nr. 26 vom 09. Dezember 2009, S. 2 ff.), geändert durch die 
Erste Änderungssatzung vom 21.12.2010 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel    
Nr. 27 vom 28. Dezember 2010, S. 11 ff.), durch die Zweite Änderungssatzung vom 22.12.2011 (veröffentlicht im 
Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel Nr. 29 vom 27. Dezember 2011, S. 4 ff.),  durch die Dritte 
Änderungssatzung vom 06.12.2012 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel Nr. 25 
vom 12. Dezember 2012, S. 7 ff.), durch die Vierte Änderungssatzung vom 18.12.2014 (veröffentlicht im 
Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel  Nr. 27 vom 19.12.2014, S. 1 ff.), durch die Fünfte 
Änderungssatzung vom 04.12.2015 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel Nr. 26 
vom 09.12.2015, S. 8 ff.),  durch die Sechste Änderungssatzung vom 02.12.2016 (veröffentlicht im Amtsblatt für 
die Stadt Brandenburg an der Havel Nr. 27 vom 05.12.2016, S.7 ff.), durch die Siebente Änderungssatzung vom 
06.12.2017 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel Nr. 26 vom 13.12.2017, S.6 ff) und 
durch die Achte Änderungssatzung vom 29.11.2018 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der 
Havel Nr. 21 vom 03.12.2018, S.8 ff.)  wird wie folgt geändert: 
 
1. § 6 wird wie folgt geändert: 
 
§ 6 Absatz 6 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„(6) Die Benutzungsgebühr für die Straßenreinigung je Frontmeter (Absätze 1 bis 5) beträgt jährlich: 
 
 in Reinigungsklasse A 1 (Reinigung zweimal wöchentlich)    9,50 € 
 
 in Reinigungsklasse A 2 (Reinigung einmal wöchentlich)    4,75 € 
 
 in Reinigungsklasse B (Reinigung 14-täglich)      2,37 € 
   
Die Benutzungsgebühr für die Winterwartung je Frontmeter (Absätze 1 bis 5) beträgt jährlich: 
 
 in Reinigungsklasse W 1 (Straßen der Dringlichkeitsstufe 1)    1,70 € 
 
 in Reinigungsklasse W 2 (Straßen der Dringlichkeitsstufe 2)    1,64 € 
 
 in Reinigungsklasse W 3 (Straßen der Dringlichkeitsstufe 3)    1,58 € 
 
2. In Anlage 2 zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Brandenburg an der Havel (Straßenreinigungsverzeichnis)  
werden nachfolgende Straßen/Straßenabschnitte wie folgt aufgenommen bzw. geändert: 
 
 

Straße Straßenreinigung Winterdienst 
Am Breiten Bruch (bebauter Bereich) C C 

Am Breiten Bruch (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Am Fliegerhorst 1 C C 

Am Fliegerhorst (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Am Görneweg (bebauter Bereich 
 von Am Ochsenberg bis Große Freiheit) 

C C 
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Straße Straßenreinigung Winterdienst 
Am Görneweg (unbebauter Bereich 
 von Am Ochsenberg bis Große Freiheit) 

keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Am Havelgut (bebauter Bereich) C C 

Am Havelgut  
(unbebauter Abzweig zum Briester Weg) 

keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Am Mariengrund (entlang Bebauung) C C 

Am Mariengrund  
(im Bereich der Grünanlage Marienberg) 

keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Am Seeblick (bebauter Bereich) C C 

Am Seeblick (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Auf dem Zolchberg 1 C C 

Auf dem Zolchberg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Ausbau (bebauter Bereich) C C 

Ausbau (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Bohnenland (bebauter Bereich) C C 

Bohnenland (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Bohnenländer Weg keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Charlottenhof (bebauter Bereich) C C 

Charlottenhof (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Eichendorffweg (bebauter Bereich) C C 

Eichendorffweg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Görisgräben (bebauter Bereich) C C 

Görisgräben (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Göttiner Steig keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Gränertweg keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Große Freiheit (bebauter Bereich) C C 

Große Freiheit (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Haselnussweg C C 

Havelufer (bebauter Bereich) C C 
Havelufer (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Im Diek (bebauter Bereich) C C 
Im Diek (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Jeseriger Weg (bebauter Bereich) C C 
Jeseriger Weg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Kaltenhausener Weg keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Kiehnwerder keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Klein Kreutzer Bergstraße (bebauter Bereich) C C 
Klein Kreutzer Bergstraße  
(unbebauter Bereich) 

keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Lankenweg (bebauter Bereich) C C 
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Straße Straßenreinigung Winterdienst 
Lankenweg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Luisenhof (bebauter Bereich) C C 
Luisenhof (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Margaretenstraße (bebauter Bereich) C C 
Margaretenstraße (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Neue Mühle (bebauter Bereich) C C 
Neue Mühle (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Neue Ziegelei (bebauter Bereich) C C 
Neue Ziegelei (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Neu-Plauer-Weg (bebauter Bereich) C C 
Neu-Plauer-Weg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Paterdamm (ehemals B 102) D W 3 
Paterdammer Weg (bebauter Bereich) C C 
Paterdammer Weg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Reckahner Weg keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Schafdamm (bebauter Bereich) C C 
Schafdamm (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Schenkendorfweg (bebauter Bereich) C C 
Schenkendorfweg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Sommerweg (bebauter Bereich) C C 
Sommerweg (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Straße zum Wassersportheim  
(bebauter Bereich) 

C C 

Straße zum Wassersportheim  
(unbebauter Bereich) 

keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Tieckower Weg keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Viesener Straße  
(von Mahlenziener Straße bis Ende Bebauung) 

C C 

Viesener Straße (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Wacholderweg C C 
Wallpromenade (bebauter Bereich) C C 
Wallpromenade (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Wendgräben (bebauter Bereich) C C 
Wendgräben (unbebauter Bereich) keine Reinigungspflicht keine 

Winterdienstpflicht 
Wusterwitzer Straße (Abzweig von Nr. 43 bis 47 sowie 
bebauter Bereich von Seestraße bis Am Gleisdreieck) 

C C 

Wusterwitzer Straße (von Seestraße bis Am Gleisdreieck 
unbebauter Bereich) 

keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

Zum Alten Dorf keine Reinigungspflicht keine 
Winterdienstpflicht 

 
Alle weiteren Straßen/Straßenabschnitte der Anlage 2 (Straßenreinigungsverzeichnis) bleiben unverändert.  
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
Brandenburg an der Havel, den 28.11.2019 
 
gez. Steffen Scheller 
Oberbürgermeister 

- - - - - 
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Bekanntmachung 

 
über die Auslegung von Planunterlagen zum Zwecke der Planfeststellung für die 

Baumaßnahme „B 1 Bahnübergangsbeseitigung Wust“ einschließlich der 
landschaftspflegerischen Begleitmaßnahmen in den Gemarkungen Brandenburg, 

Neuschmerzke, Wust und Gollwitz der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel; der 
Gemarkung Jeserig der Gemeinde Groß Kreutz (Havel) im Landkreis Potsdam Mittelmark sowie 

der Gemarkung Kartzow in der Landeshauptstadt Potsdam 
 

Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg (Vorhabenträger) hat für das oben genannte Bauvorhaben die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 17 FStrG, § 73 VwVfG und § 1 VwVfGBbg beantragt.  
Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
Grundstücke in den o. g. Gemarkungen beansprucht. 
Der Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die entscheidungserheblichen Unterlagen über die 
Umweltauswirkungen) liegt in der Zeit vom 
 

06. Januar 2020 – 05. Februar 2020 
während der Dienststunden  
 Montag von 9:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:30 Uhr 
 Dienstag von 9:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 17:30 Uhr 
 Mittwoch von 9:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:30 Uhr 
 Donnerstag von 9:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:30 Uhr 
 Freitag von 9:00 - 13.00 Uhr 
 
sowie nach telefonischer Vereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten in der Stadt Brandenburg an der Havel, FB 
Bauen und Umwelt, Klosterstraße 14, Haus C, Zimmer 101 in 14770 Brandenburg an der Havel zur allgemeinen 
Einsichtnahme aus.  
Zudem wird der Plan im Internet auf https://lbv.brandenburg.de/plan_Anh_verf.htm 
Aufgaben → Planfeststellung → Anhörungsverfahren veröffentlicht. Ein Zugang zu den Planunterlagen wird auch 
über das zentrale Portal des Landes Brandenburg für umweltverträglichkeitsprüfungspflichtige Vorhaben nach 
dem UVPG möglich sein (https://www.uvp-verbund.de/bb). Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 VwVfG und § 20 Abs. 2 UVPG). 
 
Folgende entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen wurden vorgelegt:  
 
-   Unterlage 1:  Erläuterungsbericht 
-   Unterlage 17.1:   Schalltechnische Untersuchung Erläuterungsbericht 
-   Unterlage 17.2.1:  Schalltechnische Untersuchung Berechnungsergebnisse – Emissionspegel 
-   Unterlage 17.2.2:  Schalltechnische Untersuchung Berechnungsergebnisse – Beurteilungspegel 
-   Unterlage 17 L:  Luftschadstofftechnische Untersuchung 
-   Unterlage 18.1:  Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie 
-   Unterlage 19:  Landschaftspflegerischer Begleitplan (Erläuterungsbericht, Bestandsübersicht, Bestand und 

Konflikt, Artenschutzfachbeitrag, FFH-Verträglichkeitsuntersuchung, SPA-Gebiet „Mittlere 
Havelniederung“, faunistische Untersuchungen, UVP-Bericht) 

 
Hinweise: 
 
1. Jeder kann bis spätestens 1 Monat nach Beendigung der Auslegung, das ist bis zum 05. März 2020,  beim 

Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 21 - Anhörung/Planfeststellung Straßen und Eisenbahnen, 
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten (Telefon: 03342 4266-2105, Fax: 03342 4266-7603 oder 03342 4266-
7601) oder bei der Stadt Brandenburg an der Havel Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur 
Niederschrift zum Aktenzeichen 2105-31102/0001/025 erheben oder in elektronischer Form mit einer 
qualifizierten Signatur im Sinne des Vertrauensdienstegesetzes (VDG) i. V. m. der Verordnung (EU) Nr. 
910/2014. Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten, die im Internet unter 
https://LBV.Brandenburg.de/media/QES_technische_Rahmenbedingungen.pdf aufgeführt sind. 
 

2. Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang und das Maß ihrer Beeinträchtigungen erkennen 
lassen. Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind Einwendungen ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4    S. 3 
VwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls 
ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 S. 5 f. VwVfG). Der Einwendungsausschluss beschränkt sich nur auf dieses 
Verwaltungsverfahren.  
 

3. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
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Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen 
Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

4. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 73    Abs. 4 
S. 5 VwVfG. 
 

5. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert, der zu gegebener Zeit noch ortsüblich 
bekannt gemacht wird. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen 
erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, werden von dem Termin gesondert 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch eine öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. Die Teilnahme an dem Erörterungstermin ist den Beteiligten freigestellt. 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen, die der Anhörungsbehörde zu den Akten zu geben ist. Bei Ausbleiben eines 
Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und 
Einwendungen verzichten (§ 17 a Nr. 1 FStrG).  
 

6. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet. 
 

7. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 
 

8. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde 
(Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten) entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme 
abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen 
vorzunehmen sind. 
 

9. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 FStrG und die 
Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger der 
Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 
 

10. Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Internetseite der auslegenden Verwaltungsbehörde 
Brandenburg an der Havel (https://www.stadt-brandenburg.de/Leben/Stadtplanung/Verkehrsentwicklung/ 
Planfeststellung/B1_Bahnübergangsbeseitigung_Wust) gemäß § 27a VwVfG zugänglich. 
 

11. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,  
- dass die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige 

Behörde das Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten ist, 
- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden wird, 
- dass die ausgelegten Planunterlagen den inhaltlichen Anforderungen nach §§ 16 Abs. 1 UVPG 

entsprechen und ein UVP-Bericht vorgelegt wurde. 
 
12.  Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 

Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der 
Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Planfeststellungsverfahren die erhobenen Einwendungen und darin 
mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren von der 
Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde (Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 15366 
Hoppegarten und des Datenschutzbeauftragten: Landesamt für Bauen und Verkehr, Herr Böttner, 
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, E-Mail: LBV-DSB@lbv.brandenburg.de, Telefon: 03342 4266-1500) 
gespeichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um den Umfang der 
Betroffenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können an den 
Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellungnahmen weitergegeben 
werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund 
einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art.6 Absatz 1 Satz 1 lit. c DSGVO. Der Landesbetrieb Straßenwesen 
Brandenburg als auch deren Beauftragte sind zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet. Werden 
personenbezogene Daten verarbeitet, so hat der Betroffene das Recht Auskunft über die zu seiner Person 
gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). Sollten unrichtige personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, steht ihr ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). Liegen die gesetzlichen 
Voraussetzungen vor, so kann die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangt sowie 
Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt werden (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

 
Im Auftrag 
gez. Reck 

- - - - - 
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- - - - - 
 

E i n l a d u n g 
 

zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an der Havel 
 

am Mittwoch, dem 18.12.2019, um 16:00 Uhr 
 

in 14770 Brandenburg an der Havel, Altstädtischer Markt 11, Rolandsaal 
 

Tagesordnung 
 
1  Eröffnung der Sitzung 

 
2  Behandlung der Tagesordnungspunkte des öffentlichen Teils der Sitzung 

 
3  Entscheidung gem. § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf über eventuelle Einwendungen 

gegen die Niederschrift über den öffentlichen Teil der letzten Sitzung am 
27.11.2019 
 

4  Feststellung der Tagesordnung 
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5  Bericht des Oberbürgermeisters über wesentliche Gemeindeangelegenheiten 
 

6  Einwohnerfragestunde 
 

7  Stellungnahme der Stadtverordnetenversammlung zur Sperrung der 
Überführung am Bahnhof Altstadt 
 

8  Vorlagen der Verwaltung 
 

8.1 289/2019 Jahresabschlüsse 2012 und 2013 des Eigenbetriebes Zentrales Gebäude- und 
Liegenschaftsmanagement der Stadt Brandenburg an der Havel 
Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachbereich II 

 
8.2 333/2019 Wirtschaftsplan 2020 des Eigenbetriebes Schwimm- und Erlebnisbad der Stadt 

Brandenburg an der Havel 
Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachbereich II 

 
8.3 320/2019 Überplanmäßige Mittelbereitstellung i. H. v. 538.400 € im Budget HZE_VOLLJ_53 - 

Hilfen zur Erziehung und für junge Volljährige, Inobhutnahme, Eingliederungshilfe 
nach KJHG 
Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachbereich IV 

 
8.4 273/2019 Beschaffung eines Hochleistungspumpensystems (Hytrans Fire System mit einem 

Wechselladerfahrzeug und einem Gerätewagen Logistik) 
Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachgruppe 37 

 
8.5 266/2019 Neue Grubensatzung ab 01.01.2020 

Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachbereich VII 

 
8.6 267/2019 Neue Entwässerungssatzung ab 01.01.2020 

Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachbereich VII 

 
8.7 268/2019 Abwassergebührensatzung ab 01.01.2020 

Einreicher: Oberbürgermeister 
                  Fachbereich VII 

 
9  Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung und von Ortsvorstehern 

 
9.1 334/2019 Änderung der Entgeltordnung für öffentliche Schiffsanlegestellen und 

Wasserwanderrastplätze 
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 
9.2 337/2019 Vermeidung von Plastikgeschirr 

Einreicher: Fraktion DIE LINKE 

 
9.3 346/2019 Förderung von Integration - Einsatz der Integrationspauschale 

Einreicher: Fraktion Die LINKE 

 
10 298/2019 Petition zur Bewahrung des Baumbestandes, insbesondere hier für den 

innerstädtischen Bereich 
Einreicher: Petentin, Frau Gottschalk-Kipferling 

 
11  Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 

 
11.1 331/2019 Nachfragen zur Anfrage an den Oberbürgermeister zur Installation von 

Regenwassernutzungsanlagen zum Zwecke der sanitären Nutzung 
Einreicher: Fraktion DIE LINKE, Frau Jacobs 
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11.2 350/2019 Nachfrage an den Oberbürgermeister zur Anfrage 343/2019 "Anfrage an den 
Oberbürgermeister zum Beschluss 240/2019 - Verkehrsberuhigung historische 
Innenstadt" 
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Frau Marx 

 
11.3 351/2019 Anfrage an den Oberbürgermeister zur Erhöhung der Verkehrssicherheit der 

Fußgänger auf der Höhe Nettomarkt in der Ziesarer Landstraße 
Einreicher: Fraktion Freie Wähler, Herr Bergholz 

 
11.4 352/2019 Anfrage an den Oberbürgermeister zu den geplanten Sanierungsmaßnahmen am 

Bertolt-Brecht-Gymnasium 
Einreicher: Fraktion FDP, Herr Nowotny  

 
11.5 353/2019 Anfrage an den Oberbürgermeister zu einer geplanten Ost-Tangente 

Einreicher:  Fraktion AfD, Herr Bosse 

 
12  Persönliche Mitteilungen und Erklärungen 

 
13  Behandlung der Tagesordnungspunkte des nichtöffentlichen Teils der Sitzung 

 
14  Entscheidung gem. § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf über eventuelle Einwendungen 

gegen die Niederschrift über den nichtöffentlichen Teil der letzten Sitzung am 
27.11.2019 
 

15  Vorlagen der Verwaltung 
 

16  Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung und von Ortsvorstehern 
 

17  Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 
 

18  Persönliche Mitteilungen und Erklärungen 
 

19  Schließung der Sitzung 
 

 
 
gez. Walter Paaschen      Brandenburg an der Havel, 10.12.2019 
Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung    
 

 
 

 

Ende des amtlichen Teils 

Beginn des nichtamtlichen Teils 
(Termine, Informationen, Notizen) 

 
 
 

Termine der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse  
im Januar 2020 sowie Änderungen im Dezember 2019 

 
Stand: 04.12.2019 
 

Termin Gremium Ort Zeit 

Di., 
10.12.2019 

Unterausschuss 
Jugendhilfeplanung 
                      entfällt 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Wiener Straße 1, Beratungsraum 421,      
14772 Brandenburg an der Havel 

 
16:00 Uhr 

Do., 
12.12..2019 

Unterausschuss Finanzen 
                      entfällt 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Wiener Straße 1, Beratungsraum 421,  
14772 Brandenburg an der Havel 

 
16:00 Uhr 

 
 



 22

 

Termin Gremium Ort Zeit 

Mi., 
08.01.2020 

Jugendhilfeausschuss 
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

17:00 Uhr 

Mi., 
08.01.2020 

Ausschuss für Ordnung, 
Sicherheit und Petitionen 
                       

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Klosterstraße 14, Beratungsraum A 306,  
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Do., 
09.01.2020 

Ausschuss für Soziales, Familie,  
Gesundheit und Senioren 
                      

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Di., 
14.01.2020 

Ausschuss für Finanzen, 
Wirtschaft, Digitalisierung und 
kommunale Zusammenarbeit 
                       

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

 
18:00 Uhr 

Mi., 
15.01.2020 

Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Umwelt und Verkehr 
                       

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

 
18:00 Uhr 

Do., 
16.01.2020 

Unterausschuss Finanzen 
                       

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Wiener Straße 1, Beratungsraum 421,  
14772 Brandenburg an der Havel 

 
16:00 Uhr 

Do., 
16.01.2020 

Ausschuss für Kultur, Bildung und 
Sport 
                       

Gotisches Haus, EG Beratungsraum, 
Johanniskirchplatz 4, 
14770 Brandenburg an der Havel 

 
18:00 Uhr 

Do., 
16.01.2020 

Ausschuss für Rechnungsprüfung 
und Vergaben 
                       

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum  301  
14770 Brandenburg an der Havel 

 
18:00 Uhr 

Mo., 
20.01.2020 

Hauptausschuss 
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

 
18:00 Uhr 

Di., 
21.01.2020 

Unterausschuss 
Jugendhilfeplanung 
                       

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Wiener Straße 1, Beratungsraum 421,      
14772 Brandenburg an der Havel 

 
16:00 Uhr 

Mi., 
29.01.2020 

Stadtverordnetenversammlung 
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 11, Rolandsaal, 
14770 Brandenburg an der Havel 

 
16:00 Uhr 

 
Die aktuellen Termine, Tagungsorte und Tagesordnungen können dem Internet an folgender Stelle 
entnommen werden: 
 

www.stadt-brandenburg.de unter der Rubrik „Rathaus“ unter „Stadtverordnetenversammlung“: 
„Termine + Vorlagen“ 

 
Die Einladungen zur Stadtverordnetenversammlung und zum Hauptausschuss werden im Amtsblatt für 
die Stadt Brandenburg an der Havel bekannt gemacht.  
 

- - - - - 
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Auszüge 
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An den Vorsitzenden des MOVA 
Herrn  
Dr. Jasper von Richthofen 
 

 

PROF. DR. MATTHIAS WEMHOFF 

GESCHÄFTSFÜHRER 

Geschäftsstelle 

Museum für Vor- und Frühgeschichte 

Geschwister Scholl-Strasse 6 

10117 Berlin 

Telefon: +49 30 266-42 53 19 

Telefax: +49 30 266-42 53 03 

m.nawroth@smb.spk-berlin.de 

www.smb.museum 

Berlin, den 3. Dezember 2019 

 

 

 

Förderprojekt „Kultur in ländlichen Räumen“ 
 
Lieber Jasper,  
für den Deutschen Verband für Archäologie haben wir im November bei der Bundesbeauftragten für Kultur und 
Medien einen Antrag für eine Bedarfserhebung „Kultur in ländlichen Räumen“ gestellt und bewilligt bekommen. 
Bei diesem Vorhaben handelt es sich um eine Vorlaufmaßnahme für einen großen Förderantrag, den wir gerade 
vorbereiten und in den nächsten Tagen einreichen werden.  
 

Das Förderprogramm „Kultur im ländlichen Raum“ dient dem Ziel, Kulturerbe als wesentlichen Teil der kulturellen 
Identität zu erhalten und für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Insbesondere in ländlichen Regionen fördert 
das gemeinsame Kulturerbe den gesellschaftlichen Zusammenhalt, die regionale Identität und die Lebensqualität 
der Menschen. 
  

Als DVA sind wir uns bewusst, dass die heute Einteilung in Ballungszentren und ländliche Räume nur eine 
derzeitige Momentaufnahme ist und archäologische Funde und Bodendenkmäler gerade in ländlichen Räumen 
die Einbindung in große kulturelle Entwicklungslinien ebenso wie regionale Besonderheiten belegen und zudem  
in der Regel gerade in ländlichen Regionen deutlich besser als in städtischen Räumen und Ballungszentren gut 
erhalten sind.  
 

Daher wird der DVA noch in diesem Jahr die „Bedarfserhebung Museen und Archäologie im ländlichen Raum“ 
durchführen. Dabei wenden wir uns an Träger von kommunalen oder privaten Museen, von Heimatstuben oder 
Privatsammlungen mit archäologischen Funden ebenso wie an Institutionen, Vereine oder Privatpersonen, die ein 
Bodendenkmal erhalten und erschließen möchten.  Wir fragen in der Bedarfserhebung den Bedarf für investive 
Maßnahmen in 2020 ab. Dafür haben wir einen Fragebogen entwickelt, der unter diesem Link und in den 
nächsten Tagen über die neue website des DVA abzurufen ist: Umfrage DVA  
 

Für 2020 ist ein umfangreiches Förderprogramm beantragt.  Im Rahmen dieses Programms sollen Vorhaben im 
ländlichen Raum gefördert werden. Als ländlicher Raum gelten alle Kommunen bis zu einer Einwohnerzahl von 
20.000.  Projekte können voraussichtlich bis in eine Höhe von 25.000 €  gefördert werden. Diese können dann 
vermutlich etwa ab Februar über das Antragsformular auf der website des DVA beantragt werden. Die Anträge 
werden in der Reihenfolge ihres Eingangs vom DVA bearbeitet (Windhundprinzip). 
    

Ich bin der Überzeugung, dass die Mitwirkung gerade des MOVA und der anderen beiden Regionalverbände bei 
diesem Projekt von großer Wichtigkeit ist. Über Eure Mitglieder verfügt ihr über ein herausragendes regionales 
Netzwerk, das Euch in die Lage versetzt, unsere Zielgruppen effizient über das Vorhaben zu informieren und sie 
letztlich an dieser besonderen Förderung teilhaben zu lassen.  
 

Ich möchte Dich neben der allgemeinen Mitgliederinformation darum bitten, geeignete Förderträger direkt 
anzusprechen und zum Ausfüllen des Fragebogens zu animieren. Gerne kannst Du uns auch über geeignete 
Antragssteller informieren, die dann  vom DVA direkt angefragt werden.  Für den MOVA ist Herr Dr. Benjamin 
Wehry (benjamin.wehry@dvarch.de) in allen Fragen bezüglich der Umfrage der Ansprechpartner.  Gerne stehe 
ich auch für Rückfragen zur Verfügung.  
  

Die Umfrage muss bis zum 31.1.20 abgeschlossen sein und wir können dann mit der Umfrage den Bedarf für 
2020 ermitteln. Daher bitte ich trotz der adventlichen Zeit und der Hektik des Jahresendes um eine baldige 
Weiterleitung und um die Ansprache vieler geeigneter Projektträger.  
 

Die Ergebnisse der Umfrage und der Aufruf zum Förderprojekt werden in BLICKpunkt Archäologie veröffentlicht. 
Die Zeitschrift wird damit einmal mehr zu einem wichtigen Instrument der Kommunikation innerhalb des DVA und 
zwischen den Verbänden. 
 
Mit herzlichen Grüßen 
 
Prof. Dr. Matthias Wemhoff 
Geschäftsführer 
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